Name, Vorname

Straße/ Haus-Nr. 

PLZ Ort

Ausländerbehörde
Straße/ Haus-Nr. 

PLZ Ort

...................................... , ..........................  

(Ort) 

(Datum)
Antrag auf Erteilung einer Arbeitserlaubnis entsprechend § 61 Abs. 1 AsylG in Verbindung mit § 32 BeschV für die Aufnahme einer Ausbildung
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich die Erteilung einer Arbeitserlaubnis entsprechend § 61 Abs. 1 AsylG um eine Ausbildung aufnehmen zu können. Ich bitte um die Eintragung des Ausbildungsverhältnisses in meine Aufenthaltsgestattung.
Gemäß § 61 Abs. 1 Nr. 1 AsylG „ist dem Ausländer die Ausübung einer Beschäftigung zu erlauben, 

1. wenn das Asylverfahren nicht innerhalb von neun Monaten nach der Stellung des Asylantrages unanfechtbar abgeschlossen ist.

2. Die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung einer Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist,

3. der Ausländer nicht Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates (§ 29a) ist und

4. der Asylantrag nicht als offensichtlich unbegründet oder als unzulässig abgelehnt wurde, es sei denn das Verwaltungsgericht hat die aufschiebende Wirkung der Klage gegen die Entscheidung des Bundesamtes angeordnet.“
§ 32 Abs. 2 Nr.2 BeschV besagt:

(2) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer Erlaubnis zur Ausübung

(…)

2. einer Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf,

(…)

(4) Die Absätze 2 und 3 finden auch Anwendung auf Ausländerinnen und Ausländer mit einer Aufenthaltsgestattung.“
Dementsprechend bedarf es keiner Zustimmung der Agentur für Arbeit.
Zur Begründung:
Ich habe am (TT/MM/JJJJ – Datum Erstausstellung Gestattung/ Nachweis Asylantragstellung) einen Asylantrag gestellt. Das war vor …..Monaten.. Mein Asylantrag wurde nicht als offensichtlich unbegründet oder als unzulässig abgelehnt. Ich komme nicht aus einem sicheren Herkunftsstaat gemäß § 29a AsylG.Es bedarf keiner Zustimmung der Agentur für Arbeit. Damit besteht für mich ein Rechtsanspruch auf eine Arbeitserlaubnis.
Zum (TT/MM/JJJJ) werde ich eine Ausbildung bei (BETRIEB/Firma mit Adresse/ Nachweis) beginnen. 
Für den Fall der Ablehnung bitte ich entsprechend § 37 VwVfG und § 39 VwVfG um die Ausstellung eines schriftlichen und begründeten Bescheides.

Für Rückfragen stehe ich gern zur Verfügung!

Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift 




